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Deutsche Bischofskonferenz

Aufruf der deutschen Bischöfe 
zum Caritas-Sonntag 2019

Liebe Schwestern und Brüder!

Wir leben in einer Welt, in der die Digitalisierung einen 
immer größeren Raum einnimmt. Dies betrifft auch die 
Arbeit der Einrichtungen und Dienste der Caritas. Daher 
betont die Caritas in ihrer diesjährigen Kampagne: „So-
zial braucht digital“.

Schon heute bieten digitale Möglichkeiten vielfältige 
Unterstützung in der Alten- und Behindertenhilfe, in 
Krankenhäusern, Kindertagesstätten und in der Bera-
tung von Menschen. Künftig werden weitere Angebote 
zur Verfügung stehen, die auch neue Anforderungen an 
die Kompetenzen von Erzieherinnen oder Pflegekräften 
stellen werden.

Wichtig ist, die Chancen und Möglichkeiten der Digitali-
sierung zu nutzen und sich gleichzeitig bewusst zu sein, 
dass diese stets die Begegnung von Mensch zu Mensch 
ergänzen und nicht ersetzen dürfen. Wir haben darüber 
zu diskutieren, wo die neuen Möglichkeiten für die Men-
schen hilfreich sind und wo ein vorsichtiger Umgang mit 
dem digitalen Wandel geboten ist. 

Die Caritas will mit der Kampagne „Sozial braucht di-
gital“ die Möglichkeiten der Digitalisierung im Interes-
se der Menschen ausloten. Und sie will ihren Beitrag in 
öffentlichen Debatten leisten, wenn es um ethische und 
theologische Fragen geht. All dies betrifft auch die Arbeit 
in unseren Pfarrgemeinden. (Hier können konkrete Bei-
spiele aus der Diözese oder Pfarrei genannt werden, die 
sich mit der Digitalisierung beschäftigen).

Die Kollekte des Caritas-Sonntags ist für die vielfältigen 
Anliegen der Caritas in unseren Pfarrgemeinden und der 
Diözese bestimmt. Bitte unterstützen Sie durch Ihre Gabe 
die Arbeit der Caritas. Dafür danken wir sehr herzlich.

Berlin, den 25.06.2019

Für das Bistum Hildesheim

† Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 29. September 2019), in 
allen Gottesdiensten verlesen bzw. in geeigneter Weise veröf-
fentlicht werden.

Satzung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands1

i.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung 
desVerbandes der Diözesen Deutschlands 

vom 29.04.2019

Präambel

Die (Erz-)Diözesen der Kirche in Deutschland schlie-
ßen sich zu einem Verband in der Rechtsform einer öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaft zusammen. Er soll die 
Arbeit der Deutschen Bischofskonferenz rechtlich und 
ökonomisch unterstützen. Zudem soll er die Zusammen-
arbeit der (Erz-)Diözesen in wirtschaftlichen, rechtli-
chen, administrativen und technischen Fragen vertiefen, 
die aktive Mitwirkung der Kirche in der Gesellschaft för-
dern, Aufgaben bearbeiten, die sich der gesamten Kirche 
in Deutschland stellen und die Arbeit der Deutschen Bi-
schofskonferenz enger mit den ökonomischen und recht-
lichen Rahmenbedingungen abstimmen. Zur Sicherung 
der gegenseitigen Solidarität, zur Stärkung der Einheit 
und zur Förderung des Gesamtwohls der Kirche erlassen 
die (Erz-)Bischöfe folgende Verbandssatzung: 

1	Zugunsten der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit des Re-
gelwerks wurde auf eine geschlechtergerechte Formulierung ver-
zichtet. Sämtliche Ausdrücke, die männlich formuliert sind,gelten 
sinngemäß für alle Geschlechter.
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§ 1
Errichtung, Name, Mitgliedschaft

(1) 	Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, München 
und Freising sowie Paderborn und die Diözesen Aa-
chen, Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hildesheim, 
Limburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Re-
gensburg, Rottenburg, Speyer, Trier sowie Würzburg 
haben sich durch Vertrag vom 04. März 1968 zu dem 
„Verband der Diözesen Deutschlands“ (nachfolgend 
Verband) zusammengeschlossen. Mit Wirkung zum 
01. Januar 1991 sind dem Verband die Bistümer Ber-
lin und Dresden-Meißen, die Apostolische Adminis-
tratur Görlitz und die Bischöflichen Ämter Erfurt-
Meiningen, Magdeburg und Schwerin beigetreten. 

	 Seit der darauffolgenden Neuordnung der Bistümer 
besteht der Verband aus den Erzdiözesen Bamberg, 
Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, München und 
Freising sowie Paderborn und den Diözesen Aachen, 
Augsburg, Dresden-Meißen, Eichstätt, Erfurt, Essen, 
Fulda, Görlitz, Hildesheim, Limburg, Magdeburg, 
Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg, 
Rottenburg-Stuttgart, Speyer, Trier und Würzburg.

(2) 	Sitz des Verbandes ist Bonn.

§ 2
Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung

(1) 	Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts.

(2) 	Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-
men kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in ihrer 
jeweils geltenden, im Amtsblatt der (Erz-)Diözese 
des jeweiligen Vorsitzenden der Vollversammlung 
des Verbandes (nachfolgend Vollversammlung) ver-
öffentlichten Fassung Anwendung.

§ 3
Verbandszweck

(1) 	Der Verband hat die Aufgabe, im Auftrag der Deut-
schen Bischofskonferenz die rechtlichen, wirtschaft

	 lichen, administrativen sowie technischen Belan-
ge der in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diö-
zesen zu wahren und zu fördern. Er übernimmt für 
die Deutsche Bischofskonferenz die Funktion des 
Rechts- und Anstellungsträgers, repräsentiert die 
in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen im 
Rahmen seiner Zuständigkeit nach außen und berät 
die Verbandsmitglieder in Fragen, die für die Kirche 
in Deutschland im Rahmen der Aufgaben des Ver-
bandes von strategischer Bedeutung sind. Der Ver-
band nimmt ferner die ihm durch die Vollversamm-
lung ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben wahr.

(2) 	Der Verbandszweck wird insbesondere durch folgen-
de Aufgaben verwirklicht:

a)	 Wahrnehmung der Belange der Verbandsmit-
glieder gegenüber öffentlichen und privaten 
Stellen auf nationaler und internationaler Ebene,

b)	 Beobachtung der für die Kirche in Deutschland 
relevanten Rechtsentwicklungen,

c)	 Beratung der Organe und der Verbandsmitglie-
der in rechtlichen, wirtschaftlichen, administra-
tiven und technischen Angelegenheiten,

d) 	 Koordination und Ausgleich innerkirchlicher 
	 Interessen,

e) 	 Bereitstellung von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
administrativen und technischen Dienstleistun-
gen für seine Mitglieder durch Bündelung von 
Ressourcen,

f) 	 Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des 
Verbandes,

g) 	 Vorbereitung und Durchführung des interdiö-
zesanen Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
rens (Clearing-Verfahren),

h) 	 Vorbereitung und Durchführung von Maßnah-
men der Solidarität zwischen den (Erz-Diöze-
sen),

i) 	 Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen,
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j) 	 Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse des Verbandes (nachfolgend KZVK) 
gemäß deren Satzung und nach näherer Maßga-
be von § 15 dieser Satzung,

k) 	 Organisation der Geschäftsstelle der Zentral-
KODA,

l)	 Organisation der Geschäftsstelle der kirchlichen 
Gerichte auf interdiözesaner Ebene und/oder 
auf der Ebene der Bischofskonferenz, etwa im  
Bereich des Arbeits- und Datenschutzrechts, 

m) 	Erstellung von Gutachten und Statistiken sowie 
die Beauftragung und Auswertung von Untersu-
chungen und Umfragen. 

§ 4
Organe

Die Organe des Verbandes sind

a)	 die Vollversammlung,

b)	 der Verbandsrat,

c)	 der Geschäftsführer.

§ 5
Zusammensetzung der Vollversammlung

(1) 	Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht die 
Diözesanbischöfe oder die Koadjutoren bzw. die Di-
özesanadministratoren an, wobei sich die Genannten 
durch schriftlich Bevollmächtigte vertreten lassen 
können. Die Vertretung eines Mitglieds der Vollver-
sammlung durch ein anderes Mitglied der Vollver-
sammlung ist unzulässig.

(2) 	Jedes Mitglied kann einen Berater zuziehen. Vorsit-
zender der Vollversammlung ist der Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz. Bei Verhinderung des 
Vorsitzenden leitet der stellvertretende Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz die Vollversamm-
lung.

(3) 	Der Geschäftsführer des Verbandes und der Leiter 
der Geschäftsstelle nehmen mit beratender Stimme 
an der Sitzung der Vollversammlung teil.

§ 6
Aufgaben der Vollversammlung

(1) 	Die Vollversammlung ist das oberste Organ des Ver-
bandes. Sie ist für alle Angelegenheiten zuständig, 
die nicht nach dieser Satzung anderen Organen des 
Verbandes übertragen sind, insbesondere für die
a)	 Entscheidungen in strategischen Fragen, 

b)	 Beschlüsse über den Haushalt,

c)	 Festsetzung der Verbandsumlage,

d)	 Aufsicht über den Verbandsrat,

e)	 Berufungen in den Verbandsrat,

f)	 Entlastung des Verbandsrates,

g)	 Aufsicht über den Geschäftsführer,

h)	 Berufung des Geschäftsführers,

i)	 Entlastung des Geschäftsführers.

(2) 	Die Vollversammlung entscheidet mit Einstimmig-
keit ihrer Mitglieder

a)	 bei Änderungen der Satzung des Verbandes, 

b)	 bei Änderung der Ordnung über die Grundsätze 
zur Arbeitsweise der Kommissionen und Un-
terkommissionen, der Geschäftsordnung, der 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung so-
wie der Revisionsordnung,

c)	 bei Auflösung des Verbandes,

d)	 bei Übernahme neuer Aufgaben,
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e)	 bei Gewährleistung von Verpflichtungen aus An-
stellungsverträgen,

f)	 bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rech-
ten,

g)	 bei dem Erwerb oder der Veräußerung von un-
mittelbaren Beteiligungen an juristischen Perso-
nen,

h)	 bei Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse in 
einer Höhe von über 500.000 €,

i)	 bei Aufnahme von Anleihen und Darlehen,

j)	 bei Festsetzung der Verbandsumlage,

k)	 bei Verabschiedung des Haushaltsplanes und 
Feststellung des Jahresabschlusses,

l)	 bei Festlegung des Verteilungsschlüssels für die 
Verbandsumlage auf die einzelnen (Erz-)Diöze-
sen, 

m)	 bei Festlegung von Kostenumlagen,

n)	 bei einer unterjährigen Ausweitung des Soll-
Stellenplans, 

o)	 über das Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
ren (Clearing-Verfahren). 

(3) 	Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder

a)	 bei Beschlussfassungen über kirchliche Rah-
men- bzw. Musterordnungen,

b)	 bei der Ausweitung bestehender Aufgaben,

c)	 bei Fragen der KZVK gemäß deren Satzung und 
nach näherer Maßgabe von § 15 dieser Satzung, 

d)	 bei Anstellung von Mitarbeitern in leitender 
Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 Rah-
men-MAVO,

e)	 bei der Entlastung des Geschäftsführers, 

f)	 bei der Errichtung oder Schließung von juristi-
schen Personen,

g)	 bei der Errichtung oder Schließung rechtlich un-
selbständiger Dienststellen oder sonstiger Ein-
richtungen des Verbandes,

h)	 bei der Wahl der Mitglieder des Verbandsrates, 

i) 	 in allen anderen Fällen, die nicht von Absatz 2 
erfasst sind.

(4) 	Bei Beschlüssen der Vollversammlung über die Auf-
sicht und die Entlastung des Verbandsrates (vgl. Abs. 
1 d und f), dürfen die Mitglieder der Vollversamm-
lung, die gleichzeitig dem Verbandsrat angehören, 
bzgl. dieses Beratungsgegenstandes nicht an den 
Beratungen und der Beschlussfassung der Vollver-
sammlung teilnehmen. 

§ 7
Sitzungen der Vollversammlung

(1) 	Sitzungen der Vollversammlung finden mindestens 
zweimal im Kalenderjahr statt. Die Vollversamm-
lung ist außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder die Ein-
berufung in Textform unter Angabe von Gründen 
beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringen-
der Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzungen 
der Vollversammlung einberufen. 

(2) 	Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden einbe-
rufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Versammlung zuge-
hen. Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des Verbandsra-
tes aufgestellt wird, sowie entsprechende Entschei-
dungsvorlagen sind den Mitgliedern in der Regel 
zwei Wochen vor Tagungsbeginn zu übersenden. 
In dringenden Fällen muss die Einladung mit Ta-
gesordnung oder eine Ergänzung der schon über-
sandten Tagesordnung mindestens eine Woche vor 
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Sitzungsbeginn versandt sein. Über das Vorliegen 
eines dringenden Falles entscheidet der Vorsitzende 
der Vollversammlung. Über Tagesordnungspunkte, 
die den Mitgliedern des Verbandes nicht mindestens 
eine Woche vor Sitzungsbeginn zugegangen waren, 
kann die Vollversammlung nur dann Beschluss fas-
sen, wenn kein Mitglied widerspricht. Bei der Be-
rechnung der Frist werden der Tag der Absendung 
und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet.

(3) 	Der Vorsitzende der Vollversammlung leitet die Ver-
sammlung; sie ist nicht öffentlich. Er kann Gäste 
einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden über-
nimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen Auf-
gaben. Die Mitglieder der Vollversammlung sowie 
die geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle be-
handelten Themen Verschwiegenheit zu wahren.

(4) 	Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder des Verban-
des vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine 
neue Vollversammlung mit der gleichen Tagesord-
nung einzuberufen, die binnen zwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem 
Fall beschlussfähig ist. 

(5) 	Die Vollversammlung fasst Beschlüsse entweder 
einstimmig oder mit einer Mehrheit von mindes-
tens zwei Drittel der Gesamtzahl seiner Mitglieder. 
Bei Entscheidungen der Vollversammlung, die nach 

	 § 6 Abs. 2 Einstimmigkeit verlangen, gelten Stimm-
enthaltungen als Ablehnung. Zudem ist in diesen 
Fällen von Verbandsmitgliedern, die nicht vertreten 
sind, eine schriftliche Zustimmung einzuholen. Eine 
schriftliche Beschlussfassung, bei der im Falle der 
Nichtäußerung Zustimmung angenommen wird, ist 
nicht möglich.

(6) 	Die Art der Abstimmung und der Wahl bestimmt der 
Vorsitzende. Abstimmung und Wahl müssen jedoch 
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein anwesen-
des stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(7) 	Schriftführer der Vollversammlung ist der Ge-
schäftsführer des Verbandes, der über den wesent-
lichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. 
Sie muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende 

der Sitzung, die Namen des Vorsitzenden und der an-
wesenden Mitglieder der Vollversammlung bzw. des 
anwesenden Bevollmächtigten enthalten. Sie muss 
insbesondere die Beschlüsse und Abstimmungs-
ergebnisse dokumentieren. Die Niederschrift wird 
vom Vorsitzenden und vom Geschäftsführer des Ver-
bandes unterzeichnet und unverzüglich den Mitglie-
dern der Vollversammlung und allen Generalvikaren 
in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendungen sind 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Versand 
der Niederschrift in Textform geltend zu machen.

(8) 	Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind bei 
Gegenständen dringlicher Art möglich.

(9) 	Näheres regelt die Geschäftsordnung.

§ 8
Zusammensetzung des Verbandsrates

(1) 	Der Verbandsrat besteht aus 18 stimmberechtigten 
und zwei Mitgliedern mit beratender Stimme.

(2) 	Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit Stimm-
recht an

a)	 der Vorsitzende der Vollversammlung als gebo-
renes Mitglied,

b)	 sechs weitere Diözesanbischöfe,

c)	 sechs Generalvikare, 

d)	 drei Finanzdirektoren bzw. Hauptabteilungslei-
ter im Bereich Finanzen sowie

e)	 zwei Personen auf Vorschlag des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholiken.

(3) 	Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit bera-
tender Stimme an

a)	 der Geschäftsführer des Verbandes und

b)	 der Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes.
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(4) 	Die stimmberechtigten Mitglieder des Verbands-
rates werden mit Ausnahme des Vorsitzenden der 
Vollversammlung von der Vollversammlung in einer 
Blockwahl mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl 
erfolgt aufgrund der Vorschlagsliste einer Personal-
findungskommission, die von der Vollversammlung 
eingesetzt wird. Aus einer (Erz-)Diözese soll nur ein 
stimmberechtigtes Mitglied in den Verbandsrat be-
rufen werden. Die erste Wahl der stimmberechtigten 
Mitglieder des Verbandsrates erfolgt in Abweichung 
von Satz 1 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20).

(5) 	Der Verbandsrat wählt seinen Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden mit zwei Dritteln der Ge-
samtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder aus 
seiner Mitte. Der Vorsitzende der Vollversammlung 
kann weder zum Vorsitzenden des Verbandsrates 
noch zum stellvertretenden Vorsitzenden des Ver-
bandsrates gewählt werden.

(6)	 Die Mitgliedschaft im Verbandsrat erlischt mit Ab-
lauf der Amtszeit, der Niederlegung des Amtes, der 
Beendigung der dienstlichen Funktion gemäß Abs. 
2 b) bis d) in den (Erz-)Diözesen oder der Abberu-
fung durch die Vollversammlung. Die Amtszeit des 
Vorsitzenden der Vollversammlung im Verbandsrat 
endet, wenn er das Amt des Vorsitzenden der Voll-
versammlung nicht mehr wahrnimmt. Für die Abbe-
rufung eines Mitglieds im Verbandsrat ist eine Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder der Vollversammlung 
erforderlich. Scheidet ein Mitglied des Verbandsrates 
während des Berufungszeitraums aus, so wählt die 
Vollversammlung für die restliche Amtszeit des aus-
geschiedenen Mitglieds auf Vorschlag der Personal-
findungskommission mit Zweidrittelmehrheit ein Er-
satzmitglied. Sind mehrere Ersatzmitglieder gleich-
zeitig zu berufen, so erfolgt die Wahl als Blockwahl. 

(7) 	Die Wiederwahl eines stimmberechtigten Mitglieds 
des Verbandsrates ist in der Regel nur einmal zuläs-
sig. 

(8) 	Die Vertretung eines Mitglieds des Verbandsrates ist 
unzulässig.

(9) 	Die Vorsitzenden der Bischöflichen Kommissionen 
der Deutschen Bischofskonferenz sowie die Vorsit-
zenden der Kommissionen des Verbandes der Diöze-
sen Deutschlands können bei Angelegenheiten, die 
ihre jeweilige Kommission betreffen, auf Einladung 
des Vorsitzenden des Verbandsrates beratend an den 
Sitzungen des Verbandsrates teilnehmen. Die Vorsit-
zenden können sich durch ein anderes Mitglied, den 
Sekretär oder Geschäftsführer der jeweiligen Kom-
mission vertreten lassen. 

§ 9
Aufgaben des Verbandsrates

(1) 	Die Mitglieder des Verbandsrates nehmen im Ver-
bandsrat nicht die Interessen ihrer jeweiligen (Erz-)
Diözesen bzw. der sie entsendenden Körperschaft 
wahr, sondern wirken für die Belange und das Ge-
samtwohl der Kirche in Deutschland. 

(2) 	Der Verbandsrat 

a) 	 nimmt die ihm von der Vollversammlung über-
tragenen Aufgaben wahr,

b) 	 berät strategische Themen im Aufgabenbereich 
des Verbandes,

c) 	 berät den Haushaltsentwurf des Verbandes,

d)	 gibt der Vollversammlung Anregungen und un-
terbreitet ihr Vorschläge,

e)	 bereitet Maßnahmen oder Entscheidungen für 
die Vollversammlung vor und setzt die Maßnah-
men oder Entscheidungen der Vollversammlung 
um,

f)	 prüft den Jahresabschluss und wählt die Prü-
fungsgesellschaft aus, 

g) 	 gibt den Kommissionen Aufträge und nimmt de-
ren Beratungsergebnisse entgegen, 
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h)	 beruft die Mitglieder der Kommissionen des 
Verbandes,

i)	 gewährt außerplanmäßige Zuschüsse bis zu ei-
ner Höhe von 500.000 € im Einzelfall innerhalb 
des genehmigten Haushaltsplans, unbeschadet 
der Bestimmung des § 11 Abs. 5,

j)	 entscheidet bei der Besetzung aller Gerichte, bei 
denen der Verband der Diözesen Deutschlands 
mitwirkt, 

k)	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch diese 
Satzung oder durch die KZVK-Satzung in An-
gelegenheiten der kirchlichen Zusatzversorgung 
zugewiesen sind, 

l) 	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die Re-
visionsordnung zugewiesen sind. 

(3) 	In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffassung der 
stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsrates eine 
rechtzeitige Beschlussfassung der Vollversammlung 
nicht möglich oder in denen eine Befassung der Voll-
versammlung nicht erforderlich erscheint, kann der 
Verbandsrat Entscheidungen treffen, über die in der 
nächsten Vollversammlung zu berichten ist. Dabei ist 
der Verbandsrat in jedem Fall an den Haushaltsplan 
gebunden. Außerdem sind alle Angelegenheiten aus-
geschlossen, zu denen nach § 6 Abs. 2 ein einstimmi-
ger Beschluss erforderlich ist.

§ 10
Sitzungen des Verbandsrates

(1) 	Sitzungen des Verbandsrates finden mindestens drei-
mal im Kalenderjahr statt. Der Verbandsrat ist außer-
dem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn wenigs-
tens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder die 
Einberufung in Textform unter Angabe von Gründen 
beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringen-
der Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzungen 
des Verbandsrates einberufen.

(2) 	Der Verbandsrat wird vom Vorsitzenden einberu-
fen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Sitzung zugehen. Die 
Tagesordnung, die vom Vorsitzenden aufgestellt 
wird, sowie entsprechende Entscheidungsvorlagen 
sind den Mitgliedern in der Regel zwei Wochen vor 
Sitzungsbeginn zu übersenden. In dringenden Fäl-
len muss die Einladung mit Tagesordnung oder ei-
ne Ergänzung der schon übersandten Tagesordnung 
mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn versandt 
sein. Über das Vorliegen eines dringenden Fal-
les entscheidet der Vorsitzende des Verbandsrates. 
Über Tagesordnungspunkte, die den Mitgliedern des 
Verbandsrates nicht mindestens eine Woche vor Sit-
zungsbeginn zugegangen waren, kann der Verbands-
rat nur dann Beschluss fassen, wenn kein Mitglied 
widerspricht. Bei der Berechnung der Frist werden 
der Tag der Absendung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet.

(3)	 Die Sitzungen des Verbandsrates finden in der Regel 
am Sitz des Verbandes statt. 

(4) 	Der Vorsitzende des Verbandsrates leitet die Ver-
sammlung, die nicht öffentlich ist. Er kann Gäste 
einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden über-
nimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen Auf-
gaben. Die Mitglieder des Verbandsrates sowie die 
geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behan-
delten Themen Verschwiegenheit zu wahren. 

(5) 	Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drit-
tel der stimmberechtigten Mitglieder des Verbands-
rates vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist 
eine neue Versammlung mit der gleichen Tagesord-
nung einzuberufen, die binnenzwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem 
Fall beschlussfähig ist. 

(6) 	Der Verbandsrat fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit 
von mindestens zwei Dritteln der Gesamtzahl seiner 
stimmberechtigten Mitglieder. 
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(7) 	Über die Art der Abstimmungen oder Wahlen ent-
scheidet der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl 
müssen jedoch schriftlich erfolgen, wenn ein anwe-
sendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(8) 	Schriftführer des Verbandsrates ist der Geschäftsfüh-
rer des Verbandes, der über den wesentlichen Inhalt 
der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie muss Tag, 
Ort, Beginn und Ende der Sitzung, die Namen des 
Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder des 
Verbandsrates enthalten. Sie muss insbesondere die 
Beschlüsse dokumentieren. Soweit Entscheidungen 
der Vollversammlung vorbereitet werden, bei denen 
in der Vollversammlung Einstimmigkeit erforderlich 
ist, sind in der Niederschrift diejenigen Mitglieder 
namentlich aufzuführen, die der betreffenden Vorla 
ge nicht zugestimmt haben. Die Niederschrift wird 
vom Vorsitzenden des Verbandsrates und vom Ge-
schäftsführer des Verbandes unterzeichnet.

(9) Tagesordnung, Beschlussvorlagen und Protokoll wer-
den allen Mitgliedern des Verbandsrates, allen Mit-
gliedern der Vollversammlung und allen Generalvi-
karen in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendun-
gen gegen das Protokoll sind von den Mitgliedern 
des Verbandsrates innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Versand der Niederschrift in Textform 
geltend zu machen.

(10) Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind mög-
        lich. 

(11) Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 11
Geschäftsführer

(1) 	Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekretär der 
Deutschen Bischofskonferenz. Sein Stellvertreter ist 
der Leiter der Geschäftsstelle, der von der Vollver-
sammlung für die Dauer von fünf Jahren mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder gewählt 
wird.

(2)	 Der Geschäftsführer besorgt die laufenden Geschäf-
te des Verbandes (Geschäfte der laufenden Verwal-
tung) und die ihm übertragenen Aufgaben. Zu den 
laufenden Geschäften gehören alle Angelegenheiten, 
die für den Verband sachlich, politisch und finanziell 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind und die im 
Regelfall nach feststehenden Regeln erledigt werden 
können, ohne dass die Organe des Verbandes geson-
dert darüber entscheiden müssen.

(3)	 Der Geschäftsführer trägt die Verantwortung für die 
Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Verbands-
gremien. Er koordiniert die Arbeit der Verbandsor-
gane, Kommissionen und Unterkommissionen und 
erteilt im Einvernehmen mit dem jeweiligen Vorsit-
zenden der Kommissionen oder Unterkommissionen 
Aufträge. Der Geschäftsführer hat das Recht, dem 
Verbandsrat Themen zur Bearbeitung vorzuschla-
gen. 

(4)	 Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ vor-
behalten ist, entscheidet der Geschäftsführer im Rah-
men des genehmigten Haushaltsplanes insbesondere 
über

a) 	 Auswahl und Anstellung von Mitarbeitern inner-
halb des Stellenplans, mit Ausnahme der Mitar-
beiter in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 
2 Nr. 1 bis 4 Rahmen-MAVO,

b) 	 den Abschluss von Rechtsgeschäften,

c) 	 die Vergabe von Mitteln.

(5) 	Der Geschäftsführer kann Verbindlichkeiten im Rah-
men des genehmigten Haushaltsplanes eingehen, 
falls diese im Einzelfall den Wert von 60.000 € nicht 
übersteigen. Über diese Entscheidungen ist in der 
nächsten Sitzung des Verbandsrates zu berichten.

(6) 	Der Geschäftsführer kann den Leiter der Geschäfts-
stelle, die Bereichsleiter im Sekretariat der Deutschen 
Bischofskonferenz sowie die Leiter der Dienststellen 
und Einrichtungen bevollmächtigen, für die laufen-
den Geschäfte ihres Geschäftsbereichs im Rahmen 
des genehmigten Haushaltsplanes Willenserklärun-
gen für den Verband abzugeben. 
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§ 12
Vertretung des Verbandes

Der Verband wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch den Vorsitzenden der Vollversammlung, den Vor-
sitzenden des Verbandsrates oder den Geschäftsführer 
vertreten. Jeder für sich ist alleinvertretungsberechtigt.

§ 13
Kommissionen und Unterkommissionen

(1) 	Die Vollversammlung kann Kommissionen und 
Unterkommissionen einrichten, denen bestimmte 
Aufgaben zur dauernden Bearbeitung übertragen 
werden. Die Mitglieder der Kommissionen werden 
vom Verbandsrat jeweils für die Dauer von fünf Jah-
ren berufen. Die Mitglieder der Unterkommissionen 
werden auf Vorschlag der Kommissionen, denen sie 
zugeordnet sind, vom Geschäftsführer des Verban-
des für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die erste 
Wahl der Mitglieder der Kommissionen und Unter-
kommissionen erfolgt in Abweichung von Satz 2 und 
3 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20). Die erste 
Wahl der Kommissionsmitglieder erfolgt durch die 
Vollversammlung.

(2) 	Jede Unterkommission ist einer bestimmten Kom-
mission zugeordnet und ihr gegenüber berichts-
pflichtig. 

(3) 	Die Vorsitzenden der Kommissionen und Unterkom-
missionen werden von den jeweiligen Mitgliedern 
mit Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. 

(4) 	Maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Besetzung von 
Kommissionen und Unterkommissionen ist die Eig-
nung und Befähigung in dem jeweiligen Bereich so-
wie die einschlägige Berufserfahrung. Die Mitglieder 
der Kommissionen, die im kirchlichen Dienst stehen, 
sind von ihren Anstellungsträgern zur ordnungsge-
mäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendi-
gen Umfang freizustellen. Sie nehmen ihre Aufgaben 
in den Kommissionen und Unterkommissionen des 
Verbandes im Sinne des Gesamtwohls der Kirche in 
Deutschland wahr. 

(5) 	Die Geschäftsführung der Kommissionen und Unter-
kommissionen liegt bei der Geschäftsstelle des Ver-
bandes. 

(6) 	Die Kommissionen und Unterkommissionen erhal-
ten ihre Aufträge von den Organen des Verbandes in 
Abstimmung mit dem jeweiligen Vorsitzenden der 
Kommission. Die Kommissionen und Unterkom-
missionen haben das Recht, Themen zur Bearbeitung 
vorzuschlagen. Die Kommissionen übermitteln ihre 
Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der 
Geschäftsstelle des Verbandes, die sie dem Verbands-
rat vorlegt. Die Unterkommissionen übermitteln ihre 
Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der 
jeweiligen Kommission, der sie zugeordnet sind. Die 
Kommission entscheidet, wie mit den Anregungen, 
Beschlüssen und Stellungnahmen zu verfahren ist. 

(7) 	Bei Bedarf sind einzelne Mitglieder der Kommissio-
nen und Unterkommissionen, deren Geschäftsführer 
oder sonstige geeignete Personen zu den Beratungen 
der Verbandsorgane hinzuzuziehen. Die Entschei-
dung hierüber trifft im Einzelfall der Vorsitzende des 
Verbandsorgans. 

(8) 	Näheres zur Arbeitsweise der Kommissionen und 
Unterkommissionen ist in der „Ordnung über die Ar-
beitsweise der Kommissionen und Unterkommissio-
nen des Verbandes“ geregelt.

§ 14
Dienststellen und sonstige Einrichtungen 

des Verbandes

(1) 	Der Verband ist Rechtsträger von Dienststellen und 
sonstigen Einrichtungen der Deutschen Bischofs-
konferenz. 

(2) 	Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes stehen-
den Dienststellen und sonstigen Einrichtungen sind 
im rechtlichen und wirtschaftlichen Bereich an Wei-
sungen der Organe des Verbandes gebunden.



KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 5/2019 | 135

§ 15
Aufsicht über die KZVK

(1) 	Der Verband hat zur Wahrnehmung der Aufsicht über 
die KZVK eine Verbandsaufsicht errichtet. 

(2) 	Die Verbandsaufsicht nimmt die Rechts-, Fach- und 
Finanzaufsicht über die KZVK gemäß deren Sat-
zung und nach näherer Maßgabe einer von der Voll-
versammlung verabschiedeten „Ordnung über die 
Einrichtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ 
wahr. § 14 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. 
Die Verbandsaufsicht erstattet dem Verbandsrat re-
gelmäßig Bericht. 

(3) 	In die Verbandsaufsicht können auch Personen be-
rufen werden, die den Organen des Verbandes nicht 
angehören.

(4) 	Der Verband hat einen KZVK-Ausschuss errichtet. 
Der KZVK-Ausschuss besteht auf Vorschlag des 
Verbandsrates aus mindestens einem Generalvi-
kar und drei weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder 
des KZVK-Ausschusses werden von der Vollver-
sammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die Mit-
gliedschaft im KZVK-Ausschuss erlischt durch  
Ablauf der Amtszeit, die Niederlegung des Amtes, 
die Beendigung der dienstlichen Funktion, die das 
Mitglied zum Zeitpunkt der Berufung innehatte oder 
die Abberufung durch die Vollversammlung. 

(5) 	Der KZVK-Ausschuss kann zu Einzelfragen weitere 
Berater, die nicht den Organen des Verbandes ange-
hören müssen, hinzuziehen. Den Vorsitz im KZVK-
Ausschuss führt der Vorsitzende, den die Mitglieder 
des KZVK-Ausschusses aus ihrer Mitte wählen. Der 
KZVK-Ausschuss erstattet dem Verbandsrat regel-
mäßig Bericht, der seinerseits etwaige Aussprachen 
in KZVK-Angelegenheiten in der Vollversammlung 
vorbereitet.

(6) 	Der KZVK-Ausschuss hat in Abstimmung mit dem 
Verbandsrat die nach näherer Maßgabe der Satzung 
der KZVK und der „Ordnung über die Einrichtung 
und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ festgelegten 
Maßnahmen und Entscheidungen für die Vollver-
sammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen oder 
Entscheidungen der Vollversammlung umzusetzen. 
Hierzu gehören insbesondere

a)	 die Vorbereitung und Unterstützung der Beru-
fung bzw. Abberufung der Mitglieder der Ver-
bandsaufsicht sowie der Organe der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse,

b)	 der Abschluss, die Änderung und Beendigung 
der Anstellungsverträge mit den Mitgliedern der 
Verbandsaufsicht,

c)	 die Einwilligung zu Nebentätigkeiten und zu 
anderweitigen Tätigkeiten eines hauptamtlichen 
Mitglieds der Verbandsaufsicht,

d)	 die Festlegung der Höhe der Sitzungsgelder und 
Aufwandsentschädigungen für die nicht haupt-
amtlichen Mitglieder der Verbandsaufsicht so-
wie für die Organe der Kirchlichen Zusatzver-
sorgungskasse.

(7) 	Die Verbandsaufsicht wird mit den für eine effektive 
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen finanziellen 
und sachlichen Mitteln ausgestattet.

§ 16
Haushaltsplan des Verbandes

(1) 	Alle Erträge und Aufwendungen des Verbandes müs-
sen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haushalts-
plan eingestellt werden.

(2)	 Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haushalts-
jahres durch die Vollversammlung beschlossen.

(3) 	Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
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(4) 	Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über den 
Haushalt ist von der Geschäftsstelle eine dreijährige 
Haushaltsprognose zu erstellen. 

§ 17
Rechnungslegung

Über die Verwendung aller Verbandserträge legt der 
Geschäftsführer im folgenden Haushaltsjahr der Vollver-
sammlung einen Jahresabschluss vor.

§ 18
Auflösung

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deut-
sche Bischofskonferenz darüber, wem und zu welchem 
Zweck das Vermögen des Verbandes nach Befriedigung 
sämtlicher Gläubiger und nach Ausgleich aller Verrech-
nungskosten zufließen soll. Es dürfen dabei nur kirchli-
che oder gemeinnützige Zwecke berücksichtigt werden.

§ 19
Öffentliche Bekanntmachungen

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ihrer Än-
derungen in den Amtsblättern der den Verband bilden-
den (Erz-)Diözesen bekannt gemacht. Die Errichtung des 
Verbandes, seine Satzung, die Namen der Vertretungsbe-
rechtigten sowie Text und Form des Siegels sollen in den 
zuständigen staatlichen Verkündigungsorganen bekannt 
gegeben werden.

§ 20
Evaluationsklausel

Der Verband wird in drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Satzung die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit der vor-
stehenden Regelungen einer Überprüfung unterziehen. 
Der Verbandsrat erstattet der Vollversammlung Bericht 
und unterbreitet Vorschläge für mögliche Änderungen. 

§ 21
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.11.2019 in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 01.12.1976 i.d.F. 
der letzten Änderung vom 01.01.2017 außer Kraft.

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz hat 
folgende Broschüre herausgegeben:

Arbeitshilfen

Nr. 306 
Katholische Kirche in Deutschland: Zahlen und 
Fakten 2018/19.
Bonn, 2019.

Zum neunten Mal präsentiert die katholische Kirche in 
Deutschland umfassende Zahlen und Fakten in einer Ar-
beitshilfe, die 2019 völlig neu gestaltet und modern auf-
bereitet wurde. Mit Schaubildern, Diagrammen, Grafiken 
und persönlichen Zeugnissen werden unter anderem die 
Eckdaten kirchlichen Lebens, die Zahl der Ministranten, 
das Engagement der katholischen Kirche für Notleiden-
de und Geflüchtete, der Aufbau der katholischen Kirche 
sowie die Arbeit der Orden und Verbände anschaulich 
dargestellt. Die drei Schwerpunktthemen in diesem 
Jahr lauten: „Frauen in der Kirche“, „Demokratie stär-
ken“ und „25 Jahre ökumenische Woche für das Leben“.

Die Arbeitshilfe erhebt keinen wissenschaftlichen An-
spruch, sondern dient zur öffentlichen Darstellung der 
katholischen Kirche und kann als Werbeträger und Infor-
mationsmedium eingesetzt werden.

Die Broschüren sind erhältlich bei:

Bischöfliches Generalvikariat, 
Hauptabteilung Pastoral, 
Domhof 18-21, 31134 Hildesheim, 
Tel.: 05121/307-301, Fax 05121/307-618.
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§ 2
Vorsitz und Zusammensetzung

Dem Diözesanvermögensverwaltungsrat gehören an:

Bis zu neun vom Diözesanbischof frei ernannte Mitglie-
der, die in wirtschaftlichen Fragen sowie im weltlichen 
Recht erfahren sind und sich durch Integrität auszeich-
nen.

Die Mehrheit der Mitglieder des Diözesanvermögens-
verwaltungsrates soll nicht in einem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis zum Bistum oder zu einer der Aufsicht 
des Ordinarius unterliegenden Einrichtung stehen.

Den Vorsitz führt im Auftrag des Diözesanbischofs der 
Generalvikar.

§ 3
Aufgaben

Die Aufgaben des Diözesanvermögensverwaltungs-
rates ergeben sich insbesondere aus can. 493 CIC. 

§ 4
Amtszeit

Die Amtszeit beträgt gemäß can. 492, § 2 CIC fünf Jahre 
nach Ernennung durch den Diözesanbischof. Eine Wie-
derberufung ist möglich.

Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, so tritt 
das in Nachfolge ernannte Mitglied in dessen restliche 
Amtszeit ein.

§ 5
Einberufung

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat tagt in der Regel 
einmal monatlich zu einem festgesetzten Termin.

Darüber hinaus beruft der Vorsitzende ihn ein, so oft das 
zur ordnungsgemäßen Erledigung der anfallenden Ge-
schäfte erforderlich ist. Er hat ihn einzuberufen, wenn 

Der Bischof von Hildesheim

Ernennung zum Generalvikar 

Mit Wirkung vom 27. Juni 2019 habe ich Herrn Dom-
kapitular Martin Wilk gemäß can. 475 CIC zu meinem 
Generalvikar ernannt. Er ist damit im Besitz ordentlicher 
Leitungsgewalt und Ordinarius gemäß can. 134 § 1 CIC. 

Im Anschluss an die Ernennung zum Generalvikar habe 
ich ihm alle Vollmachten übertragen, zu deren Ausübung 
nach den Bestimmungen des kirchlichen Rechts mein 
Spezialmandat gemäß can. 134 § 3 CIC erforderlich ist.

Die Übertragung umfasst insbesondere die Vollmacht, 
das Bistum Hildesheim in allen Rechtsgeschäften zu 
vertreten (can. 393 CIC). Sie umfasst auch meine in Be-
zug auf die Leitung der Finanzverwaltung des Bistums 
Hildesheim bestehenden Aufgaben und Befugnisse. 
Außerdem bevollmächtige ich ihn, den Bischöflichen 
Stuhl in allen Rechtsgeschäften zu vertreten.

Hildesheim, 27.06.2019

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Satzung des 
Diözesanvermögensverwaltungsrates Hildesheim

§ 1
Errichtung

Gemäß cc. 492 und 493 CIC wird in der Diözese Hildes-
heim ein Diözesanvermögensverwaltungsrat errichtet.
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der Diözesanbischof oder eines der Mitglieder dies we-
gen eines dringenden Falles beantragt.

§ 6
Beschlussfähigkeit und Arbeitsweise

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat ist beschluss-
fähig, wenn wenigstens die Hälfte der stimmberechtig-
ten Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit der 
einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Stimmenthaltungen sind bei der Berechnung der Stim-
menmehrheit nicht mitzuzählen. Stimmgleichheit gilt als 
Ablehnung.

§ 7
Umlaufverfahren

Im Einzelfall können Beschlüsse auch im schriftlichen 
Umlaufverfahren gefasst werden, wenn alle Mitglieder 
sich jeweils mit diesem Verfahren einverstanden erklä-
ren. § 6 gilt entsprechend.

§ 8
Protokollführung

Über die Sitzungen des Diözesanvermögensverwaltungs-
rates ist Protokoll zu führen. Der Vorsitzende bestimmt 
den Protokollführer.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11.08.2014 au-
ßer Kraft.

Hildesheim, 12.07.2019

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Feststellung des Jahresabschlusses 2018 
des Bistums Hildesheim und Entlastung 

des Ökonomen, Finanzdirektor Helmut Müller,
für das Haushaltsjahr 2018

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat hat am 24. Mai 
2019 den Jahresabschluss des Bistums Hildesheim für 
das Haushaltsjahr 2018 in Einnahmen und Ausgaben ge-
billigt. Der Diözesankirchensteuerrat hat den Jahresab-
schluss 2018 des Bistums Hildesheim am 29. Juni 2019 
angenommen. 

Diözesanvermögensverwaltungsrat und Diözesankir-
chensteuerrat haben die Entlastung des Ökonomen, Fi-
nanzdirektor Helmut Müller, für die Haushaltsführung 
vorgeschlagen.

1. 	 Hiermit stelle ich den Jahresabschluss 2018 des 
	 Bistums Hildesheim fest.

2. 	 Zugleich erteile ich dem Bistums-Ökonom, Finanz-
direktor Helmut Müller, für das Haushaltsjahr 2018 

	 Entlastung und spreche ihm und seinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern für die geleistete Arbeit mei-
nen Dank aus.

Hildesheim, 01. Juli 2019

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim
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Feststellung des Jahresabschlusses 2018
des Bischöflichen Stuhles zu Hildesheim 

und Entlastung des Ökonomen, 
Finanzdirektor Helmut Müller,

für das Haushaltsjahr 2018

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat hat am 24. Mai 
2019 den Jahresabschluss des Bischöflichen Stuhles zu 
Hildesheim für das Haushaltsjahr 2018 in Einnahmen 
und Ausgaben gebilligt. Der Diözesanvermögensverwal-
tungsrat hat die Entlastung des Ökonomen, Finanzdirek-
tor Helmut Müller, für die Haushaltsführung vorgeschla-
gen.

1. 	 Hiermit stelle ich den Jahresabschluss 2018 des Bi-
schöflichen Stuhles zu Hildesheim fest.

2. 	 Zugleich erteile ich dem Bistums-Ökonom, Finanz-
direktor Helmut Müller, für das Haushaltsjahr 2018 
Entlastung und spreche ihm und seinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern für die geleistete Arbeit mei-
nen Dank aus.

Hildesheim, 01. Juli 2019

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Dekret

Auf Grundlage des Beschlusses des Pastoralrats der 
Kirchengemeinde St. Johannes Baptist, Bad Münder, vom 
07. Mai 2019, verfüge ich folgende Namensänderung:

1. 	 Der Name der römisch-katholischen Pfarrei 
	 St. Johannes Baptist, Bad Münder, wird geändert zu 

St. Johannes der Täufer, Bad Münder. 

2. 	 Der Name der römisch-katholischen Kirchenge-
meinde St. Johannes Baptist, Bad Münder, wird ge-
ändert zu St. Johannes der Täufer, Bad Münder.

Diese Namensänderung tritt zum 01. August 2019 in 
Kraft.

Hildesheim, den 04. Juli 2019

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Deutschen Bischofskonferenz“ bis zum 31. Dezember 
2019 verlängert. Hiermit verlängere ich die Wirksamkeit 
beider Dokumente für das Bistum Hildesheim ebenfalls 
bis zum 31. Dezember 2019.

Hildesheim, den 04.07.2019

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Verlängerung der Geltungsdauer der Leitlinien 
und der Rahmenordnung Prävention

Der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonferenz hat 
am 25. Juni 2019 die Geltungsdauer der 2013 verab-
schiedeten „Leitlinien für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbe-
fohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und andere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz“ und die „Rahmenordnung 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjähri-
gen und erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der 
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Besetzung der MAVO-Einigungsstelle

Nach § 41 der Mitarbeitervertretungsordnung für das 
Bistum Hildesheim vom 12.12.2017 wird für den Be-
reich der Diözese im Bischöflichen Generalvikariat in 
Hildesheim eine Ständige Einigungsstelle gebildet. Die 
5-jährige Amtszeit der bisherigen Einigungsstelle war 
ausgelaufen.

Die Einigungsstelle ist wie folgt neu besetzt worden:

Vorsitzender der Einigungsstelle:
Herr Patrick Poltorak, Richter am Arbeitsgericht Braun-
schweig

Stellvertretende/r Vorsitzende/r der Einigungsstelle:
zurzeit unbesetzt

Beisitzerinnen/Beisitzer aus Kreisen der Dienstgeber:
Herr Dr. Bernhard Aust, Caritasverband für die Diözese 
Bistum Hildesheim e.V.

Frau Bettina Syldatk-Kern, Justiziarin, Bischöfliches 
Generalvikariat Hildesheim

Beisitzer aus den Kreisen der Mitarbeiter:
Frau Ellen Billerbeck-Hinze, St. Ursula-Schule, 
Hannover

Herr Michael Richnow, St. Martini Krankenhaus, 
Duderstadt

Geschäftsstelle für die Einigungsstelle ist:
Hauptabteilung Personal/Verwaltung, Bischöfliches 
Generalvikariat Hildesheim, Domhof 18-21, 31134 
Hildesheim, Telefon: 05121/307-414, Fax 05121/307-507;
E-Mail: personal.verwaltung@bistum-hildesheim.de

Schriftverkehr ist direkt an die Geschäftsstelle zu richten. 
Bezüglich des Verfahrens im Einzelnen wird auf § 46 der 
Mitarbeitervertretungsordnung verwiesen.

Hildesheim, 08.07.2019

Domkapitular Martin Wilk
Generalvikar

Feier der Zusage/Zulassungsfeier zur Taufe 
von erwachsenen Katechumenen 

Die Feier der Zusage (Zulassungsfeier) in der Seminar-
kirche in Hildesheim findet im nächsten Jahr am ersten 
Sonntag der Österlichen Bußzeit, am 01.03.2020 um 
14.30 Uhr statt. Die Katechumenen empfangen die In-
itiationssakramente im Rahmen einer liturgischen Fei-
er in ihrer Heimatpfarrei, möglichst in der Osternacht 
als dem vornehmsten Zeitpunkt der Erwachsenentaufe.
Den Antrag auf Erwachsenentaufe hat der zuständige 
Pfarrer zuvor schriftlich an das Bischöfliche General-
vikariat, Stabsabteilung Recht/Kirchenrecht, Dom-
hof 18-21, 31134 Hildesheim, zu stellen. Die entspre-
chenden Formulare zur Erwachsenentaufe können 
im e-mip-System des Pfarrbüros abgerufen werden. 

Vor der Feier der Zusage (Zulassungsfeier) sind die Ka-
techumenen mit ihren Katechumenatsbegleiterinnen und 
-begleitern zu einem Begegnungstag mit dem Diöze-
sanbischof eingeladen. Dieser findet am 16.02.2020 von 
10.30 Uhr bis 16.30 Uhr im Tagungshaus Priesterseminar 
Hildesheim statt.

Bevor ein Erwachsener das Sakrament der Taufe emp-
fängt, ist er in gebotener Weise vorzubereiten. Er muss 
den Willen zum Empfang der Taufe bekundet haben, er 
muss über die Glaubenswahrheiten und über das christ-
liche Leben hinreichend unterrichtet sein und er ist in 
den Katechumenat aufzunehmen und nach Möglichkeit 
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durch die einzelnen Stufen zur sakramentalen Initiati-
on hinzuführen, vgl. cann. 851, n. 1, 865 § 1 CIC/1983. 

Voraussetzungen für die Zulassung sind:

•	 die einzelne oder gemeinschaftliche, über mehrere 
Monate durchgeführte geistliche Einführung und Be-
gleitung der Katechumenen in der Pfarrei;

•	 die Aufnahmefeier in den Katechumenat, in der Re-
gel ca. 1 Jahr vor der Taufe. 

Zur Gestaltung: Die Feier der Eingliederung Erwach-
sener in die Kirche. Manuskriptausgabe zur Erpro-
bung, hg. v. d. Liturgischen Instituten Deutschlands, 
Österreichs und der Schweiz: Teil I. Grundform, 
Trier 2001, Teil II. In besonderen Situationen, Trier 
2008; Zu beachten ist auch das Materialpaket für den 
Katechumenat im Bistum Hildesheim „Christ wer-
den. Der Katechumenat Erwachsener“, Hildesheim 
2012. 

•	 die Vorstellung der Katechumenen und des Kate-
chumenatsweges in einem Gemeindegottesdienst, 
spätestens am 1. Sonntag der Österlichen Bußzeit.

Die Anmeldung zur Zulassungsfeier ist bis spätestens 
14.02.2020 schriftlich zu richten an das Bischöfliche 
Generalvikariat, Hauptabteilung Pastoral, Domhof 
18-21, 31134 Hildesheim. 

Domkapitular Propst Martin Tenge
Entpflichtung von den Aufgaben als Propst des 
Regionaldekanats Hannover, sowie Entbindung vom Amt 
als „rector ecclesiae“ der Propsteikirche St. Clemens, 
Hannover, sowie Ausscheiden aus dem Caritasrat des 
Caritasverbandes der Diözese Hildesheim e.V. mit Wir-
kung zum 31.08.2019.

Domkapitular Offizial Dr. Christian Wirz
Entpflichtung als Pfarrer der Kath. Pfarrgemeinde 
St. Joseph, Gronau, und den damit verbundenen Aufga-
ben zum 01.07.2019.
Ernennung zum Regionaldechant für das Regionaldeka-
nat Hannover. Gleichzeitig Ernennung zum rector eccle-
siae der Propsteikirche Basilika St. Clemens, Hannover, 
zum 01.09.2019.
Titel: Propst
Neue Anschrift: Propstei, Platz an der Basilika 2, 30169 
Hannover

Pater Shijo Joseph MSFS
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Kath. Pfarr-
gemeinde St. Joseph, Gronau, zum 01.07.2019 bis zur 
Einführung eines neuen Pfarrers.

Pfarrer Martin Brzenska
Entpflichtung-- als Pfarrer der Kath. Pfarrgemeinde St. 
Marien, Alfeld, zum 14.09.2019.
Übertragung der Leitung der Kath. Pfarrgemeinden St. 
Marien, Alfeld, und St. Joseph, Gronau, zum 15.09.2019.

Pfarrer George Velooparampil
Entpflichtung als Pfarrer der Pfarrgemeinde St. Georg, 
Duderstadt, und den damit verbundenen Aufgaben zum 
31.08.2019.
Ernennung zum Pfarrvikar der Pfarrgemeinden 
St. Joseph, Gronau, und St. Marien, Alfeld, zum 
15.09.2019.
Titel: Pastor
Neue Anschrift: Kath. Pfarrgemeinde St. Joseph, Burg-
straße 7, 31028 Gronau

Kirchliche Mitteilungen

Veränderungen Pastorales Personal

Bischof Dr. Heiner Wilmer SCJ hat folgende Ernennun-
gen bzw. Versetzungen vorgenommen:

Domkapitular Propst Reinhard Heine
Entpflichtung als Pfarrverwalter der Kath. Pfarrgemein-
den St. Cyriakus, Braunschweig, und St. Bernward, 
Braunschweig, zum 07.09.2019.
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Pfarrer Dirk Sachse
Entpflichtung als Pfarrer der Kath. Pfarrgemeinden 
St. Maximilian M. Kolbe, Salzgitter, und St. Joseph, 
Salzgitter, sowie den damit verbundenen Aufgaben zum 
25.08.2019.

Pfarrer Michael Maßmann
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Kath. Pfarr-
gemeinden St. Maximilian M. Kolbe, Salzgitter, und 
St. Joseph, Salzgitter, mit Wirkung zum 26.08.2019 bis 
auf Weiteres.

Dechant Harald Volkwein
Entpflichtung als Pfarrer der Kath. Pfarrgemeinde Hl. 
Geist, Sarstedt zum 31.08.2019.
Übertragung der Leitung der Kath. Pfarrgemeinden 
Hl. Geist, Sarstedt, und St. Vitus, Giesen, zum 01.09.2019.

Pater Hans-Martin Rieder SJ
Entpflichtung von den Aufgaben eines Pfarrvikars in der 
Kath. Pfarrgemeinde St. Michael, Göttingen, und eines 
„cappellanus“ der Katholischen Hochschulgemeinde in 
Göttingen zum 31.08.2019.

Dechant Wigbert Schwarze
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Kath. Pfarr-
gemeinde Maria Königin des Friedens, Göttingen, mit 
Wirkung zum 01.10.2019 bis auf Weiteres. 

Neupriester Björn Schulze
Zum Priester geweiht am 08.06.2019 im Dom Mariä 
Himmelfahrt, Hildesheim.
Ernennung zum Pfarrvikar der Pfarrgemeinden Hl. 
Dreifaltigkeit, Seelze, und St. Raphael, Garbsen, zum 
11.06.2019.
Titel: Kaplan
Anschrift: Antareshof 5, 30823 Garbsen

Diakon Dr. Peter Abel
Entpflichtung als Diakon im Zivilberuf in der Kath. 
Pfarrgemeinde St. Godehard, Hildesheim, rückwirkend 
zum 01.06.2019.
Beauftragung mit den Aufgaben des Hauptberuflichen 
Diakons in den Katholischen Pfarrgemeinden Heilig 
Geist, Sarstedt, und St. Vitus, Giesen, zum 01.07.2019.

Veränderungen

Pfarrer i. R. Willibald Kaliner
Neue Anschrift ab sofort: Altenpflegeheim St. Paulus, 
Neue Straße 21, 31134 Hildesheim.

Pfarrer i. R. Helmut Hoffmann
Neue Anschrift ab sofort: Hauptstraße 26, 30457 
Hannover

Pastor Michael Kreye
Dienstort und neue Dienstanschrift ab dem 01.09.2019:
Stiftsfreiheit 7, 37581 Bad Gandersheim

Verstorben

Am 14.06.2019 verstarb Herr Pfarrer i. R. Alfons 
Berger, zuletzt wohnhaft Brabeckstraße 13, 30539 Han-
nover.

Am 14.06.2019 verstarb Herr Domkapitular Herbert 
Brodmann, zuletzt wohnhaft im Erzbistum Hamburg.

Am 16.06.2019 verstarb Herr Pfarrer i. R. Dieter-
Rafael Madeiski, zuletzt wohnhaft Scharrenstr. 9, 37115 
Duderstadt.
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